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Bonn, den 5. März 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Beir.: Beschluß des Bundestages aufgrund des 
Antrages der Fraktion der Bayernpartei 
- Nr. 2707 der Drucksachen - 
Rückgabe von Kunstgegenständen 

Bezug: Ihr Schreiben vom 15. November 1951 an 
den Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich, auf das oben genannte Schreiben im Auftrag des 
Herrn Bundeskanzlers folgendes mitzuteilen: 

Die bei Beendigung der Feindseligkeiten im Bundesgebiet vorhan- 
denen, nadi alliierten Rechtsvorschriften gegebenenfalls zu restitu- 
ierenden Kunstgegenstände sind von den alliierten Besatzungsbe- 
hörden nach verschiedenen Grundsätzen gesammelt und verwaltet 
worden. Ebenso ist die Restitution an die ursprünglichen Eigentümer 
dieser Kunstwerke, beziehungsweise an die Regierungen der Länder, 
aus denen sie stammten, zwar nach für das gesamte Bundesgebiet 
gültigen Rechtsgrundsätzen, in den einzelnen Besatzungszonen aber 
auf sehr verschiedene Art durchgeführt worden. Eine einheitliche 
und erschöpfende Auskunftserteilung ist daher in hohem Maße 
erschwert. 

Infolgedessen muß die Lage in den drei Besatzungszonen getrennt 
betrachtet werden. 

Ferner muß fcstgestellt werden, daß die Annahme, die „Rückgabe 
der in das Bundesgebiet verbrachten, in fremdem Eigentum stehenden 
Kunstgegenstände” sei „abgeschlossen”, nicht den Tatsachen entspricht, 
sofern unter Rückgabe die Restitution aufgrund der alliierten Gesetz- 
gebung zu verstehen ist. Diese Restitution wird zur Zeit noch 
fortgesetzt, und zwar sowohl nach dem Auslande (external restitution) 
als auch nach dem Inland (internal restitution). Infolgedessen kann 
auch noch keine Auskunft darüber gegeben werden, wie über die 
Restbestände an Kunstgegenständen in Zukunft verfügt werden soll. 
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Amerikanische Besatzungszone 

Im Herbst des Jahres 1948 ist die Treuhandverwaltung über 
die nodi in den Sammelstellen (collecting-points) in München 
und Wiesbaden vorhandenen Kunstgegenstände dem Minister- 
präsidenten von Bayern beziehungsweise Hessen übertragen 
worden, während die Abwicklung der noch nicht erledigten 
Restitutionen den zuständigen amerikanischen Besatzungsbe- 
hörden Vorbehalten geblieben ist. Die zuständigen amerikanischen 
Behörden haben zwar den deutschen Verwaltungsstellen Einblick 
in ihre Unterlagen gewährt, die hierdurch gewonnenen Erkennt- 
nisse sind aber nicht ausreichend, um erschöpfende Angaben 
über die Bestände an Kunstv/erken für das Gebiet der ameri- 
kanischen Besatzungszone zu machen. 

Die bereits begonnene Auswertung der vorhandenen Unterlagen 
und die Aufstellung der Verzeichnisse wird geraume Zeit in 
Anspruch nehmen. 

Britische Besatzuugszone 

Die Restitutionen in der britischen Besatzungszone sind von 
Anfang an in Verbindung mit den zuständigen deutschen 
Landesbehörden ausgeführt worden, so daß diese im allge- 
meinen genügende Unterlagen über die ursprünglich vorhan- 
denen Bestände, die erfolgten Restitutionen und die etwaigen 
Restbestände haben dürften. Da die britischen Dienststellen, 
welchen früher die Restitutionen oblagen, ihre Tätigkeit schon 
seit rund Jahresfrist eingestellt haben und deutsche Dknst- 
stellen, die etwa der Münchener Verwaltung des collccting- 
point entsprechen würden, nicht vorhanden sind, dürfte die 
Aufstellung der gewünschten Listen aus der britischen Besatzungs- 
zone zunächst noch auf technische Schwierigkeiten stoßen, 
wenn sic theoretisch auch möglich wäre. 

Französisdhe Besatzungszone 

Die französisdien Besatzungsbehörden haben sich zur Durch- 
führung der Restitution aus den amerikanischen und britischen 
Besatzungszonen der Behörden ihrer beiden Alliierten bedient, 
so daß dafür das Obengesagte gilt. Soweit sie innerhalb ihrer 
eigenen Besatzungszone Restitutionen durchgeführt haben, 
scheinen sie deutschen Dienststellen keinen Einblick gestattet 
zu haben. Die Aufstellung der gewünschten Listen für das 
französische Besatzungsgebiet würde daher zunächst noch auf 
erhebliche Schwierigkeiten stoßen. 

Im Rahmen der Verhandlungen über die Ablösung des Besatzungs- 
statuts wird zur Zeit zwischen der Bundesregierung und den drei 
Westmächten über neue Grundlagen für die noch nicht abgewickclten 
Restitutionen von Kunstwerken verhandelt. Die inneren Restitutionen 
gehören bereits zum Zuständigkeitsbereich der Bundesregierung. In 
diesen sollen nun auch die äußeren Restitutionen übergehen. Erst 
wenn das durch geführt Ist, wird eine Übersidit darüber vorliegen, 
welche Kunstgegenstände, die von den Alliierten gesammelt wurden, 
noch von früheren Eigentümern in Anspruch genommen werden. 


Hallstein 



